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RICHTLINIE 96/71/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 
UND DES RATES 

vom 16. Dezember 1996 

über die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der 
Erbringung von Dienstleistungen 

Artikel 1 

▼M1 
Gegenstand und Anwendungsbereich 

(–1) Mit dieser Richtlinie wird der Schutz entsandter Arbeitnehmer 
während ihrer Entsendung im Verhältnis zur Dienstleistungsfreiheit si­
chergestellt, indem zwingende Vorschriften in Bezug auf die Arbeits­
bedingungen und den Schutz der Gesundheit und Sicherheit der Arbeit­
nehmer festgelegt werden, die eingehalten werden müssen. 

(–1a) Diese Richtlinie berührt in keiner Weise die Ausübung der in 
den Mitgliedstaaten und auf Unionsebene anerkannten Grundrechte, ein­
schließlich des Rechts oder der Freiheit zum Streik oder zur Durch­
führung anderer Maßnahmen, die im Rahmen der jeweiligen Systeme 
der Mitgliedstaaten im Bereich der Arbeitsbeziehungen nach ihren na­
tionalen Rechtsvorschriften und/oder ihren nationalen Gepflogenheiten 
vorgesehen sind. Sie berührt auch nicht das Recht, im Einklang mit den 
nationalen Rechtsvorschriften und/oder nationalen Gepflogenheiten Ta­
rifverträge auszuhandeln, abzuschließen und durchzusetzen oder kollek­
tive Maßnahmen zu ergreifen. 

▼B 
(1) Diese Richtlinie gilt für Unternehmen mit Sitz in einem Mitglied­
staat, die im Rahmen der länderübergreifenden Erbringung von Dienst­
leistungen Arbeitnehmer gemäß Absatz 3 in das Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaats entsenden. 

(2) Diese Richtlinie gilt nicht für Schiffsbesatzungen von Unterneh­
men der Handelsmarine. 

(3) Diese Richtlinie findet Anwendung, soweit die in Absatz 1 ge­
nannten Unternehmen eine der folgenden länderübergreifenden Maßnah­
men treffen: 

a) einen Arbeitnehmer in ihrem Namen und unter ihrer Leitung in das 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats im Rahmen eines Vertrags entsen­
den, der zwischen dem entsendenden Unternehmen und dem in die­
sem Mitgliedstaat tätigen Dienstleistungsempfänger geschlossen wur­
de, sofern für die Dauer der Entsendung ein Arbeitsverhältnis zwi­
schen dem entsendenden Unternehmen und dem Arbeitnehmer be­
steht, oder 

b) einen Arbeitnehmer in eine Niederlassung oder ein der Unterneh­
mensgruppe angehörendes Unternehmen im Hoheitsgebiet eines Mit­
gliedstaats entsenden, sofern für die Dauer der Entsendung ein Ar­
beitsverhältnis zwischen dem entsendenden Unternehmen und dem 
Arbeitnehmer besteht, oder 

▼M1 
c) als Leiharbeitsunternehmen oder als einen Arbeitnehmer überlassen­

des Unternehmen einen Arbeitnehmer einem entleihenden Unterneh­
men überlassen, das seinen Sitz im Hoheitsgebiet eines Mitglied­
staats hat oder dort seine Tätigkeit ausübt, sofern für die Dauer 
der Entsendung ein Arbeitsverhältnis zwischen dem Leiharbeitsunter­
nehmen oder dem einen Arbeitnehmer zur Verfügung stellenden 
Unternehmen und dem Arbeitnehmer besteht. 

▼B



 

01996L0071 — DE — 30.07.2020 — 001.001 — 3 

Muss ein Arbeitnehmer, der von einem Leiharbeitsunternehmen oder 
einem Arbeitnehmer überlassenden Unternehmen einem entleihenden 
Unternehmen gemäß Buchstabe c überlassen wird, Arbeit im Rahmen 
der länderübergreifenden Erbringung von Dienstleistungen im Sinne von 
Buchstabe a, b oder c im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats als 
demjenigen verrichten, in dem der Arbeitnehmer normalerweise entwe­
der für das Leiharbeitsunternehmen oder das Arbeitnehmer zur Ver­
fügung stellende Unternehmen oder das entleihende Unternehmen arbei­
tet, so gilt der Arbeitnehmer als von dem Leiharbeitsunternehmen oder 
dem Arbeitnehmer zur Verfügung stellenden Unternehmen, mit dem der 
Arbeitnehmer in einem Arbeitsverhältnis steht, in das Hoheitsgebiet 
dieses Mitgliedstaats entsandt. Das Leiharbeitsunternehmen oder das 
einen Arbeitnehmer zur Verfügung stellende Unternehmen ist als ein 
Unternehmen im Sinne von Absatz 1 zu betrachten und hält die entspre­
chenden Bestimmungen dieser Richtlinie und der Richtlinie 2014/67/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) uneingeschränkt ein. 

Das entleihende Unternehmen unterrichtet das Leiharbeitsunternehmen 
oder das einen Arbeitnehmer überlassende Unternehmen, das den Ar­
beitnehmer überlassen hat, rechtzeitig vor Beginn der Arbeit nach Un­
terabsatz 2. 

▼B 
(4) Unternehmen mit Sitz in einem Nichtmitgliedstaat darf keine 
günstigere Behandlung zuteil werden als Unternehmen mit Sitz in einem 
Mitgliedstaat. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmung 

(1) Im Sinne dieser Richtlinie gilt als entsandter Arbeitnehmer jeder 
Arbeitnehmer, der während eines begrenz ten Zeitraums seine Arbeits­
leistung im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats als demjenigen 
erbringt, in dessen Hoheitsgebiet er normalerweise arbeitet. 

(2) Für die Zwecke dieser Richtlinie wird der Begriff des Arbeitneh­
mers in dem Sinne verwendet, in dem er im Recht des Mitgliedstaats, in 
dessen Hoheitsgebiet der Arbeitnehmer entsandt wird, gebraucht wird. 

Artikel 3 

Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen 

▼M1 
(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass unabhängig von dem auf 
das jeweilige Arbeitsverhältnis anwendbaren Recht die in Artikel 1 Ab­
satz 1 genannten Unternehmen den in ihr Hoheitsgebiet entsandten 
Arbeitnehmern bezüglich der nachstehenden Aspekte auf der Grundlage 
der Gleichbehandlung die Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen ga­
rantieren, die in dem Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet die Arbeits­
leistung erbracht wird, festgelegt sind, 

— durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften und/oder 

— durch für allgemein verbindlich erklärte Tarifverträge oder Schieds­
sprüche oder durch Tarifverträge oder Schiedssprüche, die anderwei­
tig nach Absatz 8 Anwendung finden: 

▼M1 

( 1 ) Richtlinie 2014/67/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
15. Mai 2014 zur Durchsetzung der Richtlinie 96/71/EG über die Entsendung 
von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen und zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 über die Verwaltungszusam­
menarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems („IMI-Verord­
nung“) (ABl. L 159 vom 28.5.2014, S. 11).
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a) Höchstarbeitszeiten und Mindestruhezeiten; 

b) bezahlter Mindestjahresurlaub; 

c) Entlohnung, einschließlich der Überstundensätze; dies gilt nicht 
für die zusätzlichen betrieblichen Altersversorgungssysteme; 

d) Bedingungen für die Überlassung von Arbeitskräften, insbeson­
dere durch Leiharbeitsunternehmen; 

e) Sicherheit, Gesundheitsschutz und Hygiene am Arbeitsplatz; 

f) Schutzmaßnahmen im Zusammenhang mit den Arbeits- und Be­
schäftigungsbedingungen von Schwangeren und Wöchnerinnen, 
Kindern und Jugendlichen; 

g) Gleichbehandlung von Männern und Frauen sowie andere Nicht­
diskriminierungsbestimmungen; 

h) Bedingungen für die Unterkünfte von Arbeitnehmern, wenn sie 
vom Arbeitgeber für Arbeitnehmer, die von ihrem regelmäßigen 
Arbeitsplatz entfernt sind, zur Verfügung gestellt werden; 

i) Zulagen oder Kostenerstattungen zur Deckung von Reise-, Unter­
bringungs- und Verpflegungskosten für Arbeitnehmer, die aus 
beruflichen Gründen nicht zu Hause wohnen. 

Buchstabe i gilt ausschließlich für die Reise-, Unterbringungs- und Ver­
pflegungskosten, die entsandten Arbeitnehmern entstehen, wenn sie zu 
und von ihrem regelmäßigen Arbeitsplatz in dem Mitgliedstaat, in des­
sen Hoheitsgebiet sie entsandt wurden, reisen müssen oder von ihrem 
Arbeitgeber vorübergehend von diesem regelmäßigen Arbeitsplatz an 
einen anderen Arbeitsplatz gesandt werden. 

Für die Zwecke dieser Richtlinie bestimmt sich der Begriff „Entloh­
nung“ nach den nationalen Rechtsvorschriften und/oder nationalen Ge­
pflogenheiten des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet der Arbeitneh­
mer entsandt ist, und umfasst alle die Entlohnung ausmachenden Be­
standteile, die gemäß nationalen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften 
oder durch in diesem Mitgliedstaat für allgemeinverbindlich erklärte 
Tarifverträge oder Schiedssprüche oder durch Tarifverträge oder 
Schiedssprüche, die nach Absatz 8 anderweitig Anwendung finden, 
zwingend verbindlich gemacht worden sind. 

Unbeschadet des Artikels 5 der Richtlinie 2014/67/EU veröffentlichen 
die Mitgliedstaaten die Informationen über die Arbeits- und Beschäfti­
gungsbedingungen nach den nationalen Rechtsvorschriften und/oder na­
tionalen Gepflogenheiten unverzüglich und in transparenter Weise auf 
der einzigen offiziellen nationalen Website nach dem genannten Artikel, 
einschließlich der die Entlohnung ausmachenden Bestandteile gemäß 
Unterabsatz 3 des vorliegenden Absatzes und alle Arbeits- und Beschäf­
tigungsbedingungen gemäß Absatz 1a des vorliegenden Artikels. 

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass die auf der einzigen offiziellen 
nationalen Website bereitgestellten Informationen korrekt und aktuell 
sind. Die Kommission veröffentlicht auf ihrer Website die Adressen 
der einzigen offiziellen nationalen Websites. 

▼M1
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Ist den Informationen auf der einzigen offiziellen nationalen Website 
entgegen den Bestimmungen des Artikels 5 der Richtlinie 2014/67/EU 
nicht zu entnehmen, welche Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen 
anzuwenden sind, so wird dieser Umstand gemäß den nationalen 
Rechtsvorschriften und/oder den nationalen Gepflogenheiten bei der 
Festlegung der Sanktionen im Falle von Verstößen gegen die gemäß 
dieser Richtlinie erlassenen nationalen Vorschriften so weit berücksich­
tigt, wie es für die Gewährleistung ihrer Verhältnismäßigkeit erforder­
lich ist. 

(1a) In Fällen, in denen die tatsächliche Entsendungsdauer mehr als 
12 Monate beträgt, sorgen die Mitgliedstaaten dafür, dass unabhängig 
von dem auf das jeweilige Arbeitsverhältnis anwendbaren Recht die in 
Artikel 1 Absatz 1 genannten Unternehmen den in ihr Hoheitsgebiet 
entsandten Arbeitnehmern auf der Grundlage der Gleichbehandlung zu­
sätzlich zu den Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen gemäß Ab­
satz 1 des vorliegenden Artikels sämtliche anwendbaren Arbeits- und 
Beschäftigungsbedingungen garantieren, die in dem Mitgliedstaat, in 
dessen Hoheitsgebiet die Arbeitsleistung erbracht wird, festgelegt sind: 

— durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften und/oder 

— durch für allgemein verbindlich erklärte Tarifverträge oder Schieds­
sprüche, oder durch Tarifverträge oder Schiedssprüche, die ander­
weitig nach Absatz 8 anderweitig Anwendung finden. 

Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes findet keine Anwendung auf 
folgende Aspekte: 

a) Verfahren, Formalitäten und Bedingungen für den Abschluss und die 
Beendigung des Arbeitsvertrags, einschließlich Wettbewerbsver­
boten; 

b) zusätzliche betriebliche Altersversorgungssysteme. 

Legt der Dienstleistungserbringer eine mit einer Begründung versehene 
Mitteilung vor, so verlängert der Mitgliedstaat, in dem die Dienstleis­
tung erbracht wird, den in Unterabsatz 1 genannten Zeitraum auf 18 Mo­
nate. 

Ersetzt ein in Artikel 1 Absatz 1 genanntes Unternehmen einen entsand­
ten Arbeitnehmer durch einen anderen entsandten Arbeitnehmer, der die 
gleiche Tätigkeit am gleichen Ort ausführt, so gilt als Entsendungsdauer 
für die Zwecke dieses Absatzes die Gesamtdauer der Entsendezeiten der 
betreffenden einzelnen entsandten Arbeitnehmer. 

Der in Unterabsatz 4 dieses Absatzes genannte Begriff „gleiche Tätig­
keit am gleichen Ort“ wird unter anderem unter Berücksichtigung der 
Art der zu erbringenden Dienstleistung oder der durchzuführenden Ar­
beit und der Anschrift(en) des Arbeitsplatzes bestimmt. 

(1b) Die Mitgliedstaaten bestimmen, dass die in Artikel 1 Absatz 3 
Buchstabe c genannten Unternehmen den entsandten Arbeitnehmern die 
Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen garantieren, die nach Artikel 5 
der Richtlinie 2008/104/EG des Europäischen Parlaments und des Ra­
tes ( 1 ) für Leiharbeitnehmer gelten, die von im Mitgliedstaat der Leis­
tungserbringung niedergelassenen Leiharbeitsunternehmen zur Ver­
fügung gestellt werden. 

▼M1 

( 1 ) Richtlinie 2008/104/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
19. November 2008 über Leiharbeit (ABl. L 327 vom 5.12.2008, S. 9).



 

01996L0071 — DE — 30.07.2020 — 001.001 — 6 

Das entleihende Unternehmen unterrichtet die in Artikel 1 Absatz 3 
Buchstabe c genannten Unternehmen über die Arbeits- und Beschäfti­
gungsbedingungen, die in diesem Unternehmen für die Arbeitsbedin­
gungen und die Entlohnung gelten, soweit sie von Unterabsatz 1 des 
vorliegenden Absatzes erfasst sind. 

▼B 
(2) Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstaben b) und c) gilt nicht für Erst­
montage- und/oder Einbauarbeiten, die Bestandteil eines Liefervertrags 
sind, für die Inbetriebnahme der gelieferten Güter unerläßlich sind und 
von Facharbeitern und/oder angelernten Arbeitern des Lieferunterneh­
mens ausgeführt werden, wenn die Dauer der Entsendung acht Tage 
nicht übersteigt. 

Dies gilt nicht für die im Anhang aufgeführten Bauarbeiten. 

(3) Die Mitgliedstaaten können gemäß ihren üblichen Verfahren und 
Praktiken nach Konsultation der Sozialpartner beschließen, Absatz 1 
Unterabsatz 1 Buchstabe c) in den in Artikel 1 Absatz 3 Buchstaben 
a) und b) genannten Fällen nicht anzuwenden, wenn die Dauer der 
Entsendung einen Monat nicht übersteigt. 

(4) Die Mitgliedstaaten können gemäß ihren Rechtsvorschriften und/ 
oder Praktiken vorsehen, daß durch Tarifverträge im Sinne des Absatzes 
8 für einen oder mehrere Tätigkeitsbereiche in den in Artikel 1 Absatz 3 
Buchstaben a) und b) genannten Fällen von Absatz 1 Unterabsatz 1 
Buchstabe c) sowie von dem Beschluß eines Mitgliedstaats nach Absatz 
3 abgewichen werden kann, wenn die Dauer der Entsendung einen 
Monat nicht übersteigt. 

(5) Die Mitgliedstaaten können in den in Artikel 1 Absatz 3 Buch­
staben a) und b) genannten Fällen eine Ausnahme von Absatz 1 Unter­
absatz 1 Buchstaben b) und c) vorsehen, wenn der Umfang der zu 
verrichtenden Arbeiten gering ist. 

Die Mitgliedstaaten, die von der in Unterabsatz 1 gebotenen Möglich­
keit Gebrauch machen, legen die Modalitäten fest, denen die zu ver­
richtenden Arbeiten entsprechen müssen, um als Arbeiten von geringem 
Umfang zu gelten. 

(6) Die Dauer der Entsendung berechnet sich unter Zugrundelegung 
eines Bezugszeitraums von einem Jahr ab Beginn der Entsendung. 

Bei der Berechnung der Entsendungsdauer wird die Dauer einer gege­
benenfalls im Rahmen einer Entsendung von einem zu ersetzenden 
Arbeitnehmer bereits zurückgelegten Entsendungsdauer berücksichtigt. 

▼M1 
(7) Die Absätze 1 bis 6 stehen der Anwendung von für die Arbeit­
nehmer günstigeren Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen nicht ent­
gegen. 

Die Entsendungszulagen gelten als Bestandteil der Entlohnung, sofern 
sie nicht als Erstattung von infolge der Entsendung tatsächlich entstan­
denen Kosten wie z. B. Reise-, Unterbringungs- und Verpflegungskos­
ten gezahlt werden. ►C1 Der Arbeitgeber erstattet dem entsandten 
Arbeitnehmer unbeschadet des Absatzes 1 Unterabsatz 1 Buchstabe i 
diese Kosten im Einklang mit den auf das Arbeitsverhältnis des ent­
sandten Arbeitnehmers anwendbaren nationalen Rechtsvorschriften und/ 
oder nationalen Gepflogenheiten. ◄ 

▼M1
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Legen die für das Arbeitsverhältnis geltenden Arbeits- und Beschäfti­
gungsbedingungen nicht fest, ob und wenn ja welche Bestandteile einer 
Entsendungszulage als Erstattung von infolge der Entsendung tatsäch­
lich entstandenen Kosten gezahlt werden oder welche Teil der Entloh­
nung sind, so ist davon auszugehen, dass die gesamte Zulage als Er­
stattung von infolge der Entsendung entstandenen Kosten gezahlt wird. 

▼B 
(8) Unter „für allgemein verbindlich erklärten Tarifverträgen oder 
Schiedssprüchen“ sind Tarifverträge oder Schiedssprüche zu verstehen, 
die von allen in den jeweiligen geographischen Bereich fallenden und 
die betreffende Tätigkeit oder das betreffende Gewerbe ausübenden 
Unternehmen einzuhalten sind. 

▼M1 
Mangels eines Systems zur Allgemeinverbindlicherklärung von Tarif­
verträgen oder Schiedssprüchen im Sinne des Unterabsatzes 1 oder zu­
sätzlich zu einem solchen System können die Mitgliedstaaten auch be­
schließen, Folgendes zugrunde zu legen: 

— die Tarifverträge oder Schiedssprüche, die für alle in den jeweiligen 
geographischen Bereich fallenden und die betreffende Tätigkeit oder 
das betreffende Gewerbe ausübenden gleichartigen Unternehmen all­
gemein wirksam sind, und/oder 

— die Tarifverträge, die von den auf nationaler Ebene repräsentativsten 
Organisationen der Tarifvertragsparteien geschlossen werden und 
innerhalb des gesamten nationalen Hoheitsgebiets zur Anwendung 
kommen, 

Sofern deren Anwendung auf in Artikel 1 Absatz 1 genannte Unterneh­
men eine Gleichbehandlung dieser Unternehmen in Bezug auf die in 
Absatz 1 Unterabsatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Aspekte 
und gegebenenfalls bezüglich der den entsandten Arbeitnehmern nach 
Absatz 1a des vorliegenden Artikels zu garantierenden Arbeits- und 
Beschäftigungsbedingungen mit den im vorliegenden Unterabsatz ge­
nannten anderen Unternehmen, die sich in einer vergleichbaren Lage 
befinden, gewährleistet. 

Gleichbehandlung im Sinne dieses Artikels liegt vor, wenn nationale 
Unternehmen in einer vergleichbaren Lage: 

— am betreffenden Ort oder in der betreffenden Sparte hinsichtlich der 
Aspekte des Absatzes 1 Unterabsatz 1 des vorliegenden Artikels 
denselben Anforderungen unterworfen sind, wie die Unternehmen 
im Sinne des Absatzes 1 Absatz 1 und gegebenenfalls den entsand­
ten Arbeitnehmern zu garantierenden Arbeits- und Beschäftigungs­
bedingungen nach Absatz 1a des vorliegenden Artikels, und 

— wenn sie dieselben Anforderungen mit derselben Wirkung erfüllen 
müssen. 

(9) Die Mitgliedstaaten können bestimmen, dass die in Artikel 1 Ab­
satz 1 genannten Unternehmen den Arbeitnehmern im Sinne von Ar­
tikel 1 Absatz 3 Buchstabe c zusätzlich zu den in Absatz 1b des vor­
liegenden Artikels genannten Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen 
andere Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen garantieren, die für 
Leiharbeitnehmer in dem Mitgliedstaat gelten, in dem die Arbeitsleis­
tung erbracht wird. 

(10) Diese Richtlinie berührt nicht das Recht der Mitgliedstaaten, 
unter Einhaltung der Verträge auf inländische Unternehmen und Unter­
nehmen aus anderen Mitgliedstaaten in gleicher Weise Arbeits- und 
Beschäftigungsbedingungen für andere als die in Absatz 1 Unterabsatz 1 
aufgeführten Aspekte, soweit es sich um Vorschriften im Bereich der 
öffentlichen Ordnung handelt, anzuwenden. 

▼M1
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Artikel 4 

Zusammenarbeit im Informationsbereich 

(1) Zur Durchführung dieser Richtlinie benennen die Mitgliedstaaten 
gemäß ihren Rechtsvorschriften und/oder Praktiken ein oder mehrere 
Verbindungsbüros oder eine oder mehrere zuständige einzelstaatliche 
Stellen. 

▼M1 
(2) Die Mitgliedstaaten sehen die Zusammenarbeit der zuständigen 
Behörden oder Stellen, einschließlich der öffentlichen Behörden, vor, 
die entsprechend den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften für die Über­
wachung der in Artikel 3 aufgeführten Arbeits- und Beschäftigungs­
bedingungen, auch auf Unionsebene, zuständig sind. Diese Zusammen­
arbeit besteht insbesondere darin, begründete Anfragen dieser Behörden 
oder Stellen zu beantworten, die das länderübergreifende Zurverfügung­
stellen von Arbeitnehmern betreffen, und gegen offenkundige Verstöße 
oder mögliche Fälle unzulässiger Tätigkeiten, wie länderübergreifende 
Fälle von nicht angemeldeter Erwerbstätigkeit und Scheinselbstständig­
keit im Zusammenhang mit der Entsendung von Arbeitnehmern, vor­
zugehen. Verfügt die zuständige Behörde oder Stelle in dem Mitglied­
staat, aus dem der Arbeitnehmer entsandt wird, nicht über die Informa­
tionen, um die die zuständige Behörde oder Stelle des Mitgliedstaats, in 
dessen Hoheitsgebiet der Arbeitnehmer entsandt wird, ersucht hat, so 
bemüht sie sich, diese Informationen von anderen Behörden oder Stellen 
in diesem Mitgliedstaat zu erlangen. Bei anhaltenden Verzögerungen bei 
der Bereitstellung dieser Informationen an den Mitgliedstaat, in dessen 
Hoheitsgebiet der Arbeitnehmer entsandt wird, wird die Kommission 
unterrichtet, die geeignete Maßnahmen ergreift. 

▼B 
Die Kommission und die in Unterabsatz 1 bezeichneten Behörden ar­
beiten eng zusammen, um etwaige Schwierigkeiten bei der Anwendung 
des Artikels 3 Absatz 10 zu prüfen. 

Die gegenseitige Amtshilfe erfolgt unentgeltlich. 

(3) Jeder Mitgliedstaat ergreift die geeigneten Maßnahmen, damit die 
Informationen über die nach Artikel 3 maßgeblichen Arbeits- und Be­
schäftigungsbedingungen allgemein zugänglich sind. 

(4) Jeder Mitgliedstaat nennt den anderen Mitgliedstaaten und der 
Kommission die in Absatz 1 bezeichneten Verbindungsbüros und/oder 
zuständigen Stellen. 

▼M1 

Artikel 5 

Überwachung, Kontrolle und Durchsetzung 

Der Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet der Arbeitnehmer entsandt 
wird, und der Mitgliedstaat, aus dem der Arbeitnehmer entsandt wird, 
sind für die Überwachung, Kontrolle und Durchsetzung der in dieser 
Richtlinie und der Richtlinie 2014/67/EU festgelegten Verpflichtungen 
verantwortlich und ergreifen geeignete Maßnahmen für den Fall der 
Nichteinhaltung dieser Richtlinie. 

Die Mitgliedstaaten erlassen Vorschriften über Sanktionen, die bei Ver­
stößen gegen die gemäß dieser Richtlinie erlassenen nationalen Vor­
schriften zu verhängen sind, und treffen alle für die Anwendung der 
Sanktionen erforderlichen Maßnahmen. Die vorgesehenen Sanktionen 
müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. 

Die Mitgliedstaaten stellen insbesondere sicher, dass den Arbeitnehmern 
und/oder den Arbeitnehmervertretern für die Durchsetzung der sich aus 
dieser Richtlinie ergebenden Verpflichtungen geeignete Verfahren zur 
Verfügung stehen. 

▼B
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In dem Fall, dass nach einer von einem Mitgliedstaat gemäß Artikel 4 
der Richtlinie 2014/67/EU durchgeführten Gesamtbeurteilung fest­
gestellt wird, dass ein Unternehmen fälschlicherweise oder in betrüge­
rischer Absicht den Eindruck erweckt hat, dass die Situation eines Ar­
beitnehmers in den Anwendungsbereich dieser Richtlinie fällt, stellt 
dieser Mitgliedstaat sicher, dass der Arbeitnehmer in den Genuss des 
entsprechenden Rechts und der entsprechenden Gepflogenheiten kommt. 

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass dieser Artikel nicht dazu führt, 
dass für den betreffenden Arbeitnehmer ungünstigere Bedingungen gel­
ten als für entsandte Arbeitnehmer. 

▼B 

Artikel 6 

Gerichtliche Zuständigkeit 

Zur Durchsetzung des Rechts auf die in Artikel 3 gewährleisteten Ar­
beits- und Beschäftigungsbedingungen kann eine Klage in dem Mit­
gliedstaat erhoben werden, in dessen Hoheitsgebiet der Arbeitnehmer 
entsandt ist oder war; dies berührt nicht die Möglichkeit, gegebenenfalls 
gemäß den geltenden internationalen Übereinkommen über die gericht­
liche Zuständigkeit in einem anderen Staat Klage zu erheben. 

Artikel 7 

Durchführung 

Die Mitgliedstaaten erlassen die Rechts- und Verwaltungsvorschriften, 
die erforderlich sind, um dieser Richtlinie spätestens ab dem 16. Dezem­
ber 1999 nachzukommen. Sie setzen die Kommission hiervon unver­
züglich in Kenntnis. 

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen, nehmen sie in 
den Vorschriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen 
Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln 
die Einzelheiten dieser Bezugnahme. 

Artikel 8 

Überprüfung durch die Kommission 

Spätestens zum 16. Dezember 2001 überprüft die Kommission die An­
wendung dieser Richtlinie, um dem Rat erforderlichenfalls entspre­
chende Änderungen vorzuschlagen. 

Artikel 9 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

▼M1
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ANHANG 

▼M1 
Die in Artikel 3 Absatz 2 genannten Tätigkeiten umfassen alle Bauarbeiten, die 
der Errichtung, der Instandsetzung, der Instandhaltung, dem Umbau oder dem 
Abriss von Bauwerken dienen, insbesondere 

▼B 
1. Aushub 

2. Erdarbeiten 

3. Bauarbeiten im engeren Sinne 

4. Errichtung und Abbau von Fertigbauelementen 

5. Einrichtung oder Ausstattung 

6. Umbau 

7. Renovierung 

8. Reparatur 

9. Abbauarbeiten 

10. Abbrucharbeiten 

11. Wartung 

12. Instandhaltung (Maler- und Reinigungsarbeiten) 

13. Sanierung. 

▼B
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